
Anlage 5 zur GRDrs 770/2011 
Stellenschaffung zum Stellenplan 2012
sowie

Verlängerung eines Stellenvermerks 
zum Stellenplan 2012

Stellenschaffung
	Org.einheit

(laut. Stpl.)
	Amt
	Stellen-

wert

Haushalt
	St.

Schl.
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl der

Stellen
	Stellen-

vermerk
	Durchschnittl. jährl. kosten-wirksamer Aufwand in €

	320.03.01.

Kostenstelle
32315313
	Amt für öffentliche Ordnung


	A 8
	
	Sachbearbeiter
	4,5
	KW 
01/2014
	--
Kostenneutral durch Gebühreneinnahmen


Verlängerung Stellenplanvermerk
	Org.einheit

(laut. Stpl.)
	Amt
	Stellen-

wert

Haushalt
	St.

Schl.
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl der

Stellen
	Stellen-

Vermerk
bisher

neu
	Durchschnittl. jährl. kosten-wirksamer Aufwand in €

	320.0301.135

Kostenstelle

32315313
	Amt für öffentliche Ordnung


	A 10
	
	Sachbearbeiter
	0,5
	KW 01/2012

KW 01/2014
	--

Kostenneutral durch Gebühreneinnahmen


1.
 Antrag, Stellenausstattung

Beantragt wird die befristete Schaffung (KW 01/2014) von 4,5 Stellen mit der Besoldungsgruppe A 8 für die Umsetzung der Maßnahme M 2, Stufe 3 (Erteilung von Ausnahmegenehmigungen vom Fahrverbot). Mit der GDRs 240/2011 erhielt die Verwaltung die Ermächtigung das Personal zum 01.10.2011 einzustellen.
Weiter beantragt wird die Verlängerung eines Vermerks um weitere 2 Jahre an einer vorhandenen Stelle (Bes.-Gr. A10), die für die Altfälle einschl. Ablehnungsentscheidungen und das Beschwerdemanagement in diesem Bereich zuständig ist.
2.
Schaffungskriterien


Die Stellen werden im Rahmen der prognostizierten Einnahmen geschaffen und sind somit kostenneutral. 
3.
Bedarf

3.1 Anlass
Zur Gewährleistung einer für die menschliche Gesundheit und die Umwelt insgesamt unbedenklichen lufthygienischen Situation und zur Annäherung an die von der EU vorgegebenen Grenzwerte für Luftschadstoffe hat das Regierungspräsidium Stuttgart einen Luftreinhalte-/Aktionsplan erstellt und zum 01.01.2006 in Kraft gesetzt. 

Als Maßnahme M 2 wurde bereits zum 01.03.2008 die Umweltzone Stuttgart eingerichtet. Diese Maßnahme beinhaltet im wesentlichen die explizite Kennzeichnung von schadstoffreduzierten Fahrzeugen durch die Ausgabe von Feinstaubplaketten sowie ein zeitlich abgestuftes Fahrverbot für Kfz der Schadstoffgruppe 1 (keine Plakette; ab 01.03.08), 2 (rote Plakette; ab 01.07.10) und 3 (gelbe Plakette, ab 01.01.12) im gesamten Stadtgebiet; die Stufen 1 und 2 wurden zwischenzeitlich termingerecht umgesetzt.

Die Regelung der 2. und 3. Stufe des Maßnahmenpakets M2 stellt gegenüber den bundeseinheitlichen Regelungen ein Vorziehen und somit eine Verschärfung des ganzjährigen Fahrverbotes dar. Ab 01.01.2012 dürfen daher nur noch Fahrzeuge mit grüner Plakette die Umweltzone Stuttgart befahren

Innerhalb des Landes Baden-Württemberg nimmt die Umweltzone Stuttgart somit eine Sonderstellung ein, da keine weitere Umweltzone so früh eine Verschärfung auferlegt bekommen hat.  Zur Umsetzung wird das Land Baden-Württemberg begleitend eine Ausnahmekonzeption erlassen. Aufgabe der Ausnahmekonzeption ist es, im Rahmen der notwendigen und gebotenen Interessensabwägung eine ausgewogene Balance der sozialen und wirtschaftlichen Folgen aus den getroffenen Maßnahmen zu finden. Aufgrund der zeitlich vorgezogenen Verschärfung für Stuttgart kann der Vollzug der Ausnahmekonzeption nicht landesweit bei allen Städten und Kreisen mit einer eigenen Umweltzone, sondern nur bei der Landeshauptstadt Stuttgart erfolgen. Dies bedeutet, dass z.B. alle Einpendler, Besucher oder Touristen nur bei der Landeshauptstadt Stuttgart einen entsprechenden Antrag stellen können. Der Geltungsbereich einer erteilten Ausnahmegenehmigung ist daher auf die Landeshauptstadt Stuttgart begrenzt.

Eine sachgerechte Erledigung dieses quantitativ deutlich erweiterten Aufgabengebiets kann nur mit zusätzlichem Personal sichergestellt werden. 

3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Bei dem ab 01.01.2012 geltenden Fahrverbot handelt es sich um die 3. Stufe des Maßnahmenpaketes M2 des Luftreinhalte-/ Aktionsplan für die Landeshauptstadt Stuttgart, deren Ausnahmekonzeption von der Landeshauptstadt Stuttgart umzusetzen ist. Es handelt sich dabei um eine quantitative Erweiterung des bestehenden Aufgabenumfanges, deren Erledigung bereits dem Amt 32 übertragen wurde. Diese erhebliche Arbeitsmehrung kann im Amt 32 nicht mehr durch eigene Maßnahmen aufgefangen werden.

Für die 1. und 2. Stufe des Maßnahmenpakets M2 (bereits umgesetzt), die deutlich weniger Fahrzeuge betrafen wie die 3. Stufe, wurden vorübergehend Mitarbeiter anderer Ämter sowie Mitarbeiter der Verkehrsüberwachung (die dann dort natürlich keine Einnahmen generieren) eingesetzt. Dies ist wegen des nunmehr erheblich größeren Personalbedarfs nicht mehr möglich. 

3.3 
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Die Pflichtaufgabe kann nicht wahrgenommen werden.

Für Fahrzeuge mit gelber Plakette, die auf der Grundlage der Dienstanweisung des Landes einen Rechtsanspruch auf Erteilung einer Ausnahmegenehmigung haben, kann eine solche nicht ausgestellt werden.

4. Stellenvermerke

KW (01/2014)
1

